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Rundschreiben Nr. 9/2021 
 
Ökokredit und Ökokredit Klimaschutz – neue Richtlinien 
 
 
Zum 01.10.2021 treten neue Richtlinien für das Bayerische Umweltkreditprogramm in Kraft, 
auf deren Basis der Ökokredit und der Ökokredit Klimaschutz ausgereicht werden. Im Rah-
men der Überarbeitung wurden insbesondere die beihilferechtlichen Quellenangaben aktuali-
siert sowie die Förderbereiche und die jeweils erforderlichen Umweltschutzeffekte präzisiert. 
 
Die Details zu den inhaltlichen Anpassungen können dem beigefügten Merkblatt „Ökokredit“ 
entnommen werden. Die Änderungen im Merkblatt sind durch Randstriche gekennzeichnet. 
 
Für Fragen zu den öffentlichen Finanzierungshilfen und für die Anforderung von Informati-
onsmaterial stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen unserer Förderberatung telefonisch unter 
089 / 21 24 - 10 00 oder per E-Mail unter info@lfa.de, montags bis donnerstags von 8 Uhr 
bis 18 Uhr sowie freitags von 8 Uhr bis 15 Uhr, zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
LfA Förderbank Bayern 
 
 
Anlage 



 
 
 
 
 

Merkblatt „Ökokredit“ 
- für besonders klimaschutzrelevante Investitionen (ÖK9) und sonstige Umweltschutzinvestitionen (ÖK8)  

(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 100 Tz. 9.6 Bestätigungen) 

Der Ökokredit wird aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern, die zum Teil aus dem Gewinn der LfA stammen, zinsverbilligt 
und zinsgünstig aus dem KfW-Umweltprogramm (ÖK8) bzw. dem KfW-Unternehmerkredit (ÖK9) und von der LfA Förderbank 
Bayern refinanziert. 
 

LfA Förderbank Bayern • Königinstraße 17 • 80539 München • Telefon 089 / 21 24 - 10 00 • Telefax 089 / 21 24 - 22 16 • www.lfa.de • info@lfa.de 

1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind kleine und mittlere Unternehmen 
(siehe Tz. 6 des Merkblatts “Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen”) der gewerblichen Wirt-
schaft und freiberuflich Tätige mit Betriebsstätte oder Nie-
derlassung in Bayern. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die sich vorsätz-
lich oder grob fahrlässig über Umweltvorschriften hin-
weggesetzt und dabei Umweltschäden verursacht ha-
ben, 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, an denen die öf-
fentliche Hand (Staat, Kommunen oder sonstige juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts) direkt oder in-
direkt mehrheitlich beteiligt ist, 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige in Schwierigkei-
ten nach EU-Definition (siehe Tz. 7 des Merkblatts „Bei-
hilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen“) und 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer frühe-
ren Beihilferückforderungsanordnung der EU nicht 
nachgekommen sind. 

2 Verwendungszweck 

2.1 Förderfähige Bereiche 

Gefördert werden eigenverantwortliche Umweltschutzin-
vestitionen auf den Gebieten (ÖK8): 

• Abwasserreinigung 

• Luftreinhaltung 

• Lärm- und Erschütterungsschutz 

• Kreislaufwirtschaft (siehe Tz. 4.8) 

• Ressourceneffizienz/-schutz (siehe Tz. 5.6) 

• Boden- und Grundwasserschutz 

sowie Investitionen (ÖK9) im Rahmen von  

• besonders klimaschutzrelevanten Vorhaben (siehe 
Tz. 6). 

2.2 Umweltschutzeffekt 

Der Ökokredit ermöglicht eine zinsgünstige Finanzierung 
von Vorhaben, die einen Umweltschutzeffekt (einschließ-
lich Klimaschutz) erzielen, d. h. zu wesentlichen umwelt-
schutzrelevanten Verbesserungen oder Ressourcenscho-
nung führen. 

Eine solche Verbesserung liegt insbesondere dann vor, 
wenn für die Bereiche Luftreinhaltung und Klimaschutz 
eine Reduzierung der Emissionen um mindestens 20 % 
sowie für den Bereich Lärmschutz eine Reduzierung um 
mindestens 10 dB erzielt wird. In den Bereichen Kreislauf-
wirtschaft sowie Ressourceneffizienz/-schutz ist eine Ver-
ringerung des Ressourcenverbrauchs bzw. eine Effizienz-
steigerung um mindestens 20 % zu erzielen. 

Gefördert werden Investitionen, die umweltschutzrelevan-
te Verbesserungen (z. B. bezüglich Schadstoffausstoß, 
Lärmemission, Ressourcenverbrauch etc.) bewirken. 

Der Umweltschutzeffekt muss überobligatorisch sein, 
d. h. über das hinausgehen, wozu der Antragsteller durch 
behördliche oder rechtliche Vorgaben zum Zeitpunkt der 
Antragstellung verpflichtet ist. Die Vermeidung von Leer-
fahrten bzw. die allgemeine Einsparung von (Lkw-) Fahr-
ten kann hinsichtlich der dadurch reduzierten Emissionen 
und des eingesparten Treibstoffs nicht zur Begründung ei-
nes Umweltschutzeffekts herangezogen werden. 

Förderfähig sind: 

Investitionen, Nebenkosten und Eigenleistungen, soweit 
diese aktiviert werden bzw. aktivierungsfähig sind. Darun-
ter fallen u. a. auch gebrauchte Wirtschaftsgüter. 

Nicht förderfähig sind: 

• Vorhaben, die eine Förderung nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) bzw. dem Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetz (KWKG) erhalten 

• Grundstückskosten 

• Fahrzeuge (Ausnahmen siehe Tz. 5.4) 

• Betriebs-, Finanzierungs- und Unterhaltskosten 

• Investitionen im Zusammenhang mit der Erfüllung kom-
munaler Aufgaben. 

Weitere Abgrenzungen zu den förderfähigen Bereichen 
und Aufwendungen können den Tzn. 4, 5 und 6 entnom-
men werden. 

Die Ausschlusskriterien des Merkblatts „Nachhaltigkeits-
grundsätze für Programmkredite der LfA Förderbank Bay-
ern“ sind zu beachten. 

3 Darlehensbedingungen 

3.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Hausbank 
und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bonität und Be-
sicherung - innerhalb vorgegebener Grenzen - individuell 
vereinbart (siehe Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum 
risikogerechten Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu Dar-
lehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz können unse-
rer aktuellen Übersicht der Darlehenskonditionen entnom-
men werden. 

Bei im Anlagevermögen aktivierbaren Wirtschaftsgütern 
ist die Darlehenslaufzeit frei wählbar; sie soll sich an der 
betriebsgewöhnlichen Nutzung orientieren. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, das 
Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen (z. B. differen-
ziert nach unterschiedlichen Laufzeiten oder mit und ohne 
Haftungsfreistellung „HaftungPlus“). 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können ver-
kürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mindestens 4 Jah-
re) und Tilgungsfreijahre (mindestens 1 Freijahr) bean-
tragt werden. 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der LfA. Die 
Hausbank wird den Endkreditnehmer über die Zusage der 
LfA entsprechend unterrichten und die Konditionen ver-
einbaren. 
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Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach Ablauf 
eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeitraums von 6 Mo-
naten (gerechnet vom Tage der Darlehenszusage der LfA 
an) bis zum vollständigen Abruf oder einem Verzicht auf 
das Darlehen, spätestens bis zum Ablauf der Abruffrist 
des Darlehens (ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Be-
reitstellungsprovision von 2 % p. a. berechnet. Bei ver-
bürgten Darlehen beträgt die Abruffrist 6 Monate nach 
Darlehenszusage der LfA.  

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungsprovi-
sion sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außerplanmä-
ßige Tilgung des ausstehenden Kreditbetrages kann ge-
gen Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung erfolgen. 

3.2 Finanzierungshöhe/Vorhabenshöchstbetrag 

Der Darlehenshöchstbetrag beträgt 2 Mio. EUR. 

Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis zu 
100 % des förderfähigen Vorhabens. Dies gilt auch für in-
tegrierte Vorhaben. 

Es können Vorhaben mit förderfähigen Kosten von 
25.000 EUR bis 12,5 Mio. EUR gefördert werden. 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Richtlinien 

Für die Gewährung des Ökokredits gelten die Richtlinien 
für Darlehen an mittelständische Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft und freiberuflich Tätige zur Förde-
rung von Umweltschutzmaßnahmen (Bayerisches Um-
weltkreditprogramm) in der jeweils gültigen Fassung. Die 
Förderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. 

4.2 Betriebsaufspaltung 

Betriebsaufspaltungen (siehe Tz. 7 des Merkblatts „Bear-
beitungsgrundsätze Startkredit und Investivkredit“) können 
finanziert werden. 

Darlehensnehmer wird die investierende Besitzgesell-
schaft. Eine gesamtschuldnerische Mithaftung der Be-
triebsgesellschaft ist nicht erforderlich, wenn sich die Be-
sitzgesellschaft vertraglich verpflichtet, die mit Hilfe des 
Darlehens angeschafften Wirtschaftsgüter während der 
Laufzeit des Darlehens ausschließlich an die Betriebsge-
sellschaft zu vermieten/verpachten; zudem hat die Be-
triebsgesellschaft die Mithaftung für das Darlehen in Form 
einer Bürgschaft zu übernehmen. 

4.3 Beihilferechtliche Grundlage 

Der Ökokredit wird grundsätzlich als KMU-Investitionsbei-
hilfe gemäß Art. 17 der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommis-
sion vom 17.06.2014, veröffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. 
L 187/1 vom 26.06.2014), in der Fassung der Verordnung 
(EU) Nr. 2020/972 vom 02.07.2020 (veröffentlicht im Amts-
blatt der EU Nr. L 215/3 vom 07.07.2020), vergeben. 

Sofern die entsprechenden beihilferechtlichen Kriterien 
eingehalten werden, können die Darlehen alternativ auf 
Grundlage der De-minimis-Verordnung (EU) Nr. 1407/ 
2013 vom 18.12.2013, veröffentlicht im Amtsblatt der EU 
Nr. L 352/1 vom 24.12.2013, in der Fassung der Verord-
nung (EU) Nr. 2020/972 vom 02.07.2020  (veröffentlicht im 
Amtsblatt der EU Nr. L 215/3 vom 07.07.2020), beantragt 
werden. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Beihilfe-
werte dienen der Orientierung in der Informations- und 
Beratungsphase und sind unverbindlich. Maßgeblich sind 
allein die Beihilfewerte, die die LfA zum Zeitpunkt der Kre-
ditzusage zugrunde legt. 

Weiterführende Informationen enthält unser Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen“. 

4.4 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der Haus-
bank (Bank oder Sparkasse) zu stellen. 

Details zu den Voraussetzungen einer fristgerechten An-
tragstellung siehe Tz. 13 des Merkblatts „Beihilferechtlich 
relevante Bestimmungen und Definitionen“. Die Vorhaben 
müssen soweit vorbereitet sein, dass sie nach Bewilligung 
der beantragten Mittel innerhalb eines Jahres begonnen 
werden können. 

4.5 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermögens- 
und Ertragslage oder die Höhe des Vorhabens die mögli-
che Finanzierungshilfe wirtschaftlich unerheblich ist, kön-
nen nicht gefördert werden. 

4.6 Investitionsort 

Der Investitionsort muss auf dem Gebiet des Freistaates 
Bayern liegen. 

4.7 Integrierte Vorhaben 

Vorhaben, bei denen die Kosten der umweltschutzrele-
vanten Investitionsteile nicht explizit ermittelt werden kön-
nen (integrierte Vorhaben), können als Gesamtvorhaben 
gefördert werden, wenn ein signifikanter Anteil der Kosten 
auf die Umweltschutzinvestitionen entfällt und der Um-
weltschutzeffekt im Vergleich zu den Gesamtkosten nicht 
unverhältnismäßig gering ist. 

Können hingegen die Kosten der umweltschutzrelevanten 
Maßnahmen explizit ermittelt werden, sind nur diese för-
derfähig. Die Kosten für zusätzliche Kapazitäts- und Er-
weiterungseffekte können in diesem Fall nicht in die För-
derung einbezogen werden.  

4.8 Vorhaben der Kreislaufwirtschaft 

Investitionen auf dem Gebiet der Kreislaufwirtschaft sind 
Maßnahmen, die der Abfallvermeidung, Abfallverwertung 
oder der Schadstoffminimierung dienen und primär durch 
Unternehmen der Entsorgungs- bzw. Rückgewinnungs-
wirtschaft durchgeführt werden. 

Aufgrund der Regelungen im Bayerischen Abfallwirt-
schaftsgesetz (BayAbfG) sind konventionelle Maßnah-
men zur Abfallvermeidung, Schadstoffminimierung und 
stofflichen Abfallverwertung nicht förderfähig. 

Diese Fördereinschränkungen gelten auch für Vorhaben 
privater Unternehmen, die im Rahmen der öffentlichen 
Entsorgungspflicht tätig werden (z. B. Kompostierung von 
Abfällen aus Haushalten). 

Andere Vorhaben außerhalb der öffentlichen Abfallentsor-
gung können dagegen gefördert werden, wenn es sich um 
die Herstellung innovativer Recyclingprodukte aus frem-
den Abfällen oder Mustervorhaben im Bereich der abfall-
wirtschaftlichen Vermeidung und Verwertung sowie 
Schadstoffminimierung handelt. Die Zuordnung dieser 
Maßnahmen wird ggf. im Einzelfall entschieden. 

4.9 Behördliche Auflagen/gesetzliche Bestimmungen 

Umweltschutzrelevante Investitionen können grundsätz-
lich auch dann gefördert werden, wenn sie aufgrund be-
hördlicher Auflagen bzw. gesetzlicher Bestimmungen 
durchgeführt werden. 

Voraussetzung dabei ist, dass der Investor einen eigenen 
Entscheidungsspielraum nutzt. Dies ist dann der Fall, 
wenn die Investition z. B. in einem merklich über die ge-
setzliche bzw. behördliche Vorgabe hinausgehenden Um-
fang oder zeitlich vorgezogen (i. d. R. mindestens 1 Jahr 
vor dem verbindlich festgesetzten Termin) realisiert wird. 
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5 Spezifische Vorhaben 

5.1 Ersatzinvestitionen 

Ersatzinvestitionen sind nur förderfähig, sofern diese ei-
nen Umweltschutzeffekt aufweisen. Dabei ist es ausrei-
chend, wenn bestehende Verhältnisse unter Umwelt-
schutzgesichtspunkten verbessert werden (z. B. Aus-
tausch einer alten durch eine neue Maschine, die weniger 
Ausschuss produziert und somit Ressourcen schont). 

5.2 Erweiterungsinvestitionen 

Erweiterungsinvestitionen sind förderfähig, sofern sie zu 
einem Umweltschutzeffekt führen. Dabei kann dies im 
Rahmen des Austausches vorhandener Maschinen oder 
Anlagen erfolgen (z. B. eine neue effizientere Maschine, 
die weniger Ausschuss oder Treibhausgasemissionen 
produziert, hat gleichzeitig einen höheren Output als die 
zu ersetzende Maschine). 

Zum anderen können Erweiterungsinvestitionen auch als 
Neuinvestitionen erfolgen und gefördert werden, wenn mit 
dem Vorhaben die derzeitige Umweltsituation verbessert, 
der umweltschutztechnische Standard übertroffen oder 
eventuelle gesetzliche Vorgaben übererfüllt werden. 

5.3 Betriebsverlagerungen 

Die Kosten einer Betriebsverlagerung (BV) können grund-
sätzlich unter folgenden Voraussetzungen gefördert wer-
den: 

• Die BV muss in erster Linie aus Umweltschutzgründen 
erfolgen. 

• Mit der BV müssen umweltschutzrelevante Verbesse-
rungen erzielt werden (z. B. Reduzierung der Lärmemis-
sion aufgrund besserer Schalldämmung der neuen Ge-
bäude). Eine reine Verlagerung von Emissionen (z. B. 
vom Ortskern an den Ortsrand) allein begründet keinen 
Umweltschutzeffekt. 

• Die BV muss freiwillig, aber im Interesse der Kommune 
erfolgen. Erfolgt sie aufgrund einer behördlichen Anord-
nung, muss ein ausreichender eigener Entscheidungs-
spielraum vorliegen (siehe Tz. 4.9). Es ist immer eine 
Bestätigung der Kommune notwendig, dass durch den 
Betrieb eine störende Umweltbelastung bzw. eine klima-
bedingte Bedrohung für den Betrieb (z. B. durch Hoch-
wasser) besteht, die Kommune aber keine Handhabe 
hat, deren Beseitigung zeitnah durch entsprechende 
Anordnung zu erreichen. 

Die mit einer BV einhergehende Möglichkeit zur Erweite-
rung des Betriebs ist unschädlich für die Förderung. 

Wird bei einer BV die bisherige Betriebsstätte verkauft, so 
ist der Verkaufserlös – soweit er die Kosten für den Er-
werb eines neuen Grundstücks übersteigt – von den zu-
wendungsfähigen Aufwendungen für das Vorhaben abzu-
ziehen. 

5.4 Fahrzeuge 

Fahrzeuge (auch Luft- und Wasserfahrzeuge) sind grund-
sätzlich nicht förderfähig. 

Ausnahmemöglichkeiten bestehen lediglich in folgenden 
Fällen: 

• Fahrzeuge mit besonders innovativen Formen des spar-
samen Antriebs 

• Lärmgedämmte Fahrzeuge bei außergewöhnlichen Be-
sonderheiten des Einzelfalls 

• Spezialfahrzeuge (selbstfahrende Arbeitsmaschinen), 
die fest mit einer auf-/ eingebauten Maschine verbunden 
sind und deren Umweltschutzeffekt aus dieser Ma-
schine resultiert und nicht aus dem Fahrzeug. 

5.5 Heizungsanlagen 

Die Umstellung einer Heizungsanlage auf umweltfreundli-
chere Energieträger (z. B. Gas anstatt Öl) ist förderfähig, 
soweit die Schadstoffemissionen (z. B. Schwefeldioxid, 
Stickstoffoxide, Feinstaub) hierdurch signifikant verringert 
werden. 

Das gleiche gilt auch für Heizanlagen, die innerhalb  
eines Produktionsprozesses (z. B. einer Brauerei) inte-
griert sind. 

Der Ersatz einer alten durch eine neue, effizientere Hei-
zungsanlage, wodurch es zu einer Einsparung beim Pri-
märenergieeinsatz bzw. einer höheren Heizleistung bei 
gleich bleibendem Verbrauch kommt, ist grundsätzlich 
Fördergegenstand der Energiekredite der LfA und nicht 
des Ökokredits. 

5.6 Ressourceneffizienz/-schutz 

Investitionsmaßnahmen, die zu einem effizienteren und 
sparsameren Einsatz von Ressourcen wie Wasser und 
anderen Rohstoffen (Materialeffizienz) führen, sind förder-
fähig. 

Hierzu gehören zum Beispiel die Optimierung von Produk-
tionsprozessen, insbesondere von materialintensiven 
Herstellungsverfahren, die Substitution kritischer Rohstof-
fe, der Einsatz von Rest- und Abfallstoffen als Sekundär-
rohstoffe und der Kauf bzw. die Entwicklung/Herstellung 
von ressourceneffizienten Produkten (z. B. Maschinen). 
Dabei kann die Ressourceneffizienz sowohl in der Her-
stellung des Produkts liegen als auch in dessen Nutzung. 

Beispielsweise kann der Bau einer Regenwassernut-
zungsanlage, die zur Verminderung des Trinkwasserver-
brauchs beiträgt, gefördert werden. 

5.7 Tankstellen 

Die Errichtung und Umstellung von Gastankstellen bzw.  
-tankeinrichtungen kann nicht gefördert werden. 

6 Besonders klimaschutzrelevante Investitionen 

Im Teilbereich für besonders klimaschutzrelevante Inves-
titionen können folgende Investitionen zum Klimaschutz 
bzw. zur Anpassung an den Klimawandel gefördert wer-
den: 

• Maßnahmen, die zur Verringerung von Treibhausgas-
emissionen um mindestens 20 % in Form von z. B. 
energiebedingten und prozessbedingten Treibhausgas-
emissionen sowie von fluorierten Treibhausgasen füh-
ren. Beispiele für Treibhausgase in diesem Zusammen-
hang sind: Kohlendioxid, Methan, Distickstoffoxid, Flu-
orkohlenwasserstoffe, perfluorierte Kohlenwasserstoffe 
und Schwefelhexafluorid. 

• Präventionsmaßnahmen zur Vorbeugung gegen poten-
zielle Schäden als Folge von Extremwetterereignissen 
wie z. B. Überflutung, Hitze, Wind- oder Schneelast, Ha-
gel- und Blitzschlag. 

Beispiele für Präventionsmaßnahmen: 

- gegen Überflutung: 

Hochwasserstaumauern/-wälle/-dämme; 
Betriebsverlagerungen aus hochwassergefährdeten 
Gebieten (Verlagerung aus Hochwassergefahrenflä-
chen eines „häufigen Hochwassers“ (HQhäufig), ent-
sprechend „Informationsdienst Überschwemmungs-
gefährdete Gebiete" (IÜG) unter www.iug.bayern.de) 

- gegen Hitze: 

natürliche Klimatisierung (z. B. Nachtkühlung); 
Sonnenschutzeinrichtungen für Fenster; Dämmung 
von Gebäuden 

http://www.iug.bayern.de/
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- gegen Wind- oder Schneelast: 

Bauliche Verstärkungen von Gebäuden, Dächern und 
Unterständen; 
Umbau von Dächern, sodass diese eine größere 
Dachneigung haben 

- gegen Hagel- und Blitzschlag: 

Installation von Blitzschutzeinrichtungen; 
Einbau von stabileren Dachfenstern; 
Bau von Unterständen/Hallen/Garagen für Fahrzeuge 
oder andere Güter. 

7 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU 
nicht überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilferecht-
lich relevante Bestimmungen und Definitionen“, insbeson-
dere Tzn. 5, 9 und 10), können Ökokredite mit anderen 
öffentlichen Finanzierungshilfen kombiniert werden. 

Falls aus dem Ökokredit für sonstige Umweltschutzinves-
titionen (ÖK8) und dem KfW-Umweltprogramm Mittel be-
antragt werden, ist der Ökokredit (ÖK8) auf den Förder-
höchstbetrag des KfW-Umweltprogramms anzurechnen. 

Falls zusätzlich zum Ökokredit für besonders klimaschutz-
relevante Investitionen (ÖK9) Mittel im Rahmen des KfW-
Unternehmerkredits beantragt werden, sind Investivkredit 
bzw. Ökokredit (ÖK9) auf die vorhabensbezogene Ober-
grenze des KfW-Unternehmerkredits anzurechnen. 

8 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bankmäßig nicht ausreichend abge-
sichert werden kann, ist eine 50%ige Haftungsfreistellung 
„HaftungPlus“ (siehe entsprechendes Merkblatt) möglich. 
Alternativ kann bei nicht ausreichender Absicherung eine 
LfA-/Staatsbürgschaft bzw. eine Bürgschaft der Bürg-
schaftsbank Bayern GmbH beantragt werden. 

9 Antragsverfahren 

Anträge sind bei der Hausbank (Bank oder Sparkasse) ein-
zureichen. Die Darlehen werden über die Hausbanken 
prinzipiell unter deren Eigenhaftung ausgereicht. Die An-
tragstellung erfolgt mit dem Vordruck 100. 

Bei Nutzung der Alternative zur Beantragung auf Grund-
lage der De-minimis-Verordnung (siehe Tz. 4.2) ist im An-
trag unter Tz. 9.5 anzugeben „Beantragung auf De-mini-
mis-Basis“; darüber hinaus ist der Vordruck 120 (Erklärung 
zum Antrag auf Gewährung eines Darlehens/einer Bürg-
schaft bei De-minimis-Beihilfen) einzureichen. 

Zusätzlich sind das Formblatt der KfW-Bankengruppe 
„Statistisches Beiblatt Investitionen allgemein“ und für den 
Teilbereich sonstige Umweltschutzinvestitionen (ÖK8) 
das Formblatt der KfW-Bankengruppe „Anlage zum Kre-
ditantrag KfW-Umweltprogramm“ (KfW-Formular Nr. 
600 000 2222; abrufbar unter www.lfa.de; Service; Down-
load; Anträge) beizufügen. 

Wird gleichzeitig eine Bürgschaft (oder eine Haftungsfrei-
stellung “HaftungPlus“) beantragt, können die zusätzlich 
erforderlichen Antragsvordrucke und Unterlagen dem 
Merkblatt „Antragsunterlagen“ entnommen werden. 

Der Umweltschutzeffekt des Vorhabens bzw. die klima-
schutzrelevante Verbesserung ist im Antrag bzw. in einem 
formlosen Beiblatt in konkreter Form darzulegen. Dabei 
sind die erwarteten prozentualen Reduzierungen/Einspa-
rungen von umweltbelastenden Emissionen bzw. Effi-
zienzsteigerungen anzugeben. 

Zur Vereinfachung und Beschleunigung des Zusagever-
fahrens sollten den Anträgen bereits vorhandene Gutach-
ten oder fachliche Stellungnahmen zum Umweltschutzef-
fekt des Vorhabens (z. B. von den Landratsämtern, Be-
zirksregierungen, Wasserwirtschaftsämtern oder auch
  

von privaten Gutachtern) sowie vorliegende behördliche 
Gestattungen (Genehmigungen, Eignungsfeststellungen, 
Bauartzulassungen, technische Nachweise) oder sonsti-
ger Schriftverkehr mit Behörden beigefügt werden. 

Bei Vorhaben mit Pilotcharakter, besonderen Mustervor-
haben oder bei erstmaliger Durchführung eines bestimm-
ten Vorhabens mit umweltschutzrelevantem Bezug ist 
vom Antragsteller eine schriftliche Erklärung folgenden In-
halts abzugeben: 

„Das Vorhaben führt zu folgenden umwelt- bzw. klima-
schutzrelevanten Verbesserungen oder Ressourcenscho-
nungen: 

< Konkrete Beschreibung der mit der Investition verfolgten 
Ziele und ggf. des innovativen Ansatzes sowie Begrün-
dung, inwiefern das Vorhaben hierfür geeignet ist. >“ 

In Zweifelsfällen kann die LfA Fachgutachten zum Um-
weltschutzeffekt einholen. 

Den Hausbanken steht bei Anträgen, die üblicherweise per 
Post an die LfA gesendet werden, die Möglichkeit offen, 
diese von ihr und dem Antragsteller unterzeichneten Unter-
lagen auch in elektronischer Form (Fax oder PDF-Scan per 
E-Mail) bei der LfA einzureichen. Voraussetzung hierfür ist, 
dass die Hausbank wirksame Willenserklärungen per 
Fax/PDF-Scan abgibt. Reicht die Hausbank die Antragsun-
terlagen per Fax/PDF-Scan per E-Mail bei der LfA ein, si-
chert sie damit konkludent zu, dass eine rechtsverbindliche 
Zeichnung der Hausbank bereits dann vorliegt, wenn sie 
ihre Erklärungen und Bestätigungen auch per Fax bzw. 
PDF-Scan per E-Mail übermittelt und dass das an die LfA 
übermittelte Fax bzw. der übermittelte Scan bildlich und in-
haltlich dem Original entspricht. Die Übermittlung per  
E-Mail muss durch eine geeignete Verschlüsselung vor 
dem Zugriff Dritter geschützt werden. Liegen die Voraus-
setzungen für eine elektronische Archivierung der Antrags-
unterlagen nicht vor oder macht die Hausbank davon kei-
nen Gebrauch, so ist der Originalantrag in Papierform bei 
der Hausbank aufzubewahren. Die Antragstellung im 
ICOM-Verfahren erfolgt weiterhin über eine definierte 
elektronische Schnittstelle. 

Die LfA gestattet aus förderrechtlicher Sicht der Hausbank, 
für die Antragsunterlagen auf die Aufbewahrung von Origi-
nalunterlagen zu verzichten und stattdessen die Original-
dokumente durch elektronische Archivierung aufzubewah-
ren. Voraussetzung für die Möglichkeit der elektronischen 
Archivierung anstelle der papierhaften Aufbewahrung von 
originalen Antragsunterlagen ist, dass die Hausbank das-
selbe Verfahren und dieselbe Sorgfalt wie bei der Archivie-
rung ihrer eigenen Unterlagen anwendet, die Archivie-
rungsvorgaben analog §§ 257 HGB, 147 AO und die 
Grundsätze der ordnungsmäßigen Buchführung einhält 
und die Hausbank sicherstellt, dass die digitalen Doku-
mente 

• bildlich und inhaltlich mit dem Original in Papierform 
übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht werden, 

• während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit 
verfügbar sind, unverzüglich lesbar gemacht und ma-
schinell ausgewertet werden können, 

• fälschungssicher sind und keine Angaben weggelas-
sen, hinzugefügt oder anders dargestellt werden kön-
nen. 

Darüber hinaus hat die Hausbank zu prüfen, ob und inwie-
fern gesetzliche Schriftformerfordernisse bestehen oder 
weitergehende rechtliche Vorschriften zur Aufbewahrung 
bestimmter Originaldokumente einzuhalten sind und deren 
Einhaltung sicherzustellen. 
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